
 
 

Und immer wieder gegen das Bundespersonal  

Die Vorstösse in dieser Session.  

Im Ständerat werden am 17. September eine ganze Reihe von Vorstössen zum Bundespersonal behandelt, 
die alle derselben Geisteshaltung entspringen, nämlich "weniger ist mehr": Weniger Bundespersonal und 
weniger Lohn - es ist am Ständerat, dies nun endlich zu stoppen!  

Die Motion zur Plafonierung der Stellen in der Bundesverwaltung auf dem Stand von 2015 oder bei 35'000 
Vollstellen ist schon mehrfach zwischen den beiden Finanzkommissionen und den Räten hin und her 
gewandert. Der Bundesrat hat in seinem Bericht (18.032) aufgezeigt, dass die Motion de facto erfüllt ist. Die 
Finanzkommission des Ständerats bringt sie nun mit Stichentscheid ihres Präsidenten doch nochmals ins 
Plenum. Versenken!  

Zur Plafonierung der Stellen passt dann auch die Motion 16.3399, die die Ausgaben für externe Mandate um 
8% senken will. Auch diese hat der Nationalrat durchgewinkt.  

Die SVP mäkelt anhaltend am Lohnsystem der Bundesverwaltung rum, obwohl auch ein externer Bericht 
zum Schluss kam, dass das System in sich stimmig und vor allem eben nicht kostentreibend ist. Die Motion 
16.3973 fordert, dass alle Zuschläge abgeschafft und die Vertrauensarbeitszeit nicht mehr zusätzlich 
entgolten wird. Der Nationalrat fand das gut, es ist am Ständerat, sich dagegen zu stellen.  

Und nochmals die SVP zum Lohn der Bundesangestellten: die Motion 16.3974 will, dass die Löhne an die 
Privatwirtschaft angepasst werden, natürlich nach unten. Bloss - dort sind sie bei den höheren 
Kaderfunktionen höher! Vergleichsweise besser bezahlt sind in der Bundesverwaltung die Angestellten in 
den tiefen Lohnklassen, also die Handwerker, Mechaniker, Lageristinnen, das Putzpersonal, die Weibel- und 
Logendienste. Soll diesen der Lohn gekappt werden?  

Der Teuerungsausgleich muss jedes Jahr ausgehandelt werden, im Bundespersonalgesetz steht lediglich, 
dass der Bundesrat dies unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und finanziellen Lage machen kann. 
Nur schon diese Möglichkeit ist bürgerlichen ParlamentarierInnen ein Dorn im Auge, der Gesetzesartikel soll 
gestrichen werden (Motion 17.3978).  

Dore Heim.  

SGB, 7.9.2018.  
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